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(Ausbildungsplatzförderungsgesetz) 

A. Zielsetzung 

Der Bundesrat  hat  am 14. Mai 1976 dem vom Bundestag am 
9. April 1976 verabschiedeten Berufsbildungsgesetz (Druck-
sachen 7/3714, 7/3732) die Zustimmung versagt. Er hat sich da-
mit nicht nur über die Bemühungen zur notwendigen inhalt-
lichen Verbesserung der beruflichen Bildung mit dem Ziel der 
Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung hin-
weggesetzt. Er hat auch die in dem Berufsbildungsgesetz vor-
gesehenen subsidiären Maßnahmen zur Sicherung eines aus-
reichenden Angebots an qualifizierten Ausbildungsplätzen ver-
hindert. Diese Maßnahmen sind mit Rücksicht auf die noch 
immer sinkende Zahl der angebotenen Ausbildungsplätze und 
auf die demografische Entwicklung (1980 wird die Zahl der 
Schulabgänger mit mittlerem Bildungsabschluß um mindestens 
140 000 höher sein als heute) unbedingt erforderlich. Sie kön-
nen, wenn man am dualen System der beruflichen Bildung und 
an der Verantwortung der Wirtschaft für die berufliche Bil-
dung festhalten will, nur darin bestehen, daß für den Fall eines 
zu geringen Angebots an Ausbildungsplätzen Hilfen aufgrund 
von Mitteln gewährt werden, die im Wege einer Abgabe von 
der Wirtschaft erhoben worden sind. 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, unter Verzicht auf alle anderen 
Regelungen das subsidiäre Finanzierungsinstrumentarium des 
vom Bundestag am 9. April 1976 verabschiedeten Berufsbil-
dungsgesetzes mit Wirkung vom 1. September 1976 einzu-
führen. 
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B. Lösung 

Der Entwurf übernimmt aus dem am 9. April 1976 verabschie-
deten Berufsbildungsgesetz die Vorschriften über die Finanzie-
rung der Berufsausbildung, Planung und Statistik und das Bun-
desinstitut für Berufsbildung. Änderungen wurden nur vorge-
nommen, soweit dies notwendig war, um die Zustimmungs-
bedürftigkeit zu vermeiden. Auf Verfahrens- und Zuständig-
keitsregelungen für die Landesverwaltung wurde verzichtet. 
Daraus folgt, daß der Einzug der Berufsausbildungsabgabe den 
nach Landesrecht zuständigen Stellen überlassen werden muß. 
Die Länder müssen auch in eigener Verantwortung die not-
wendigen Verfahrensregelungen erlassen. In dem gleichzeitig 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Regelung steuer-
rechtlicher und anderer Fragen der Ausbildungsplatzförderung 
wird jedoch die Möglichkeit einer Einschaltung der Berufs-
genossenschaften eröffnet. 

Die notwendigen Steuerbefreiungen für das aus der Berufs-
ausbildungsabgabe entstehende Zweckvermögen und für die 
aufgrund von § 2 des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes zu 
gewährenden finanziellen Hilfen sollen ebenfalls in dem Ge-
setz zur Regelung steuerrechtlicher und anderer Fragen der 
Ausbildungsplatzförderung getroffen werden. 

C. Kosten 

Dem Bund entstehen aufgrund dieses Gesetzes Kosten in Höhe 
von 6 bis 8 Millionen DM jährlich. 

Die Länderhaushalte werden durch dieses Gesetz nur gering-
fügig belastet. 

D. Preiswirkung 

Auswirkungen auf die Preise gehen von dem Gesetzentwurf 
nicht aus. Sie könnten nur dann in kaum spürbarem Umfang ein

-

treten, wenn eine Berufsausbildungsabgabe durch Rechtsverord-
nung in Kraft gesetzt würde. Durch die Begrenzung dieser Ab-
gabe auf höchstens 0,25 v. H. der Lohn- und Gehaltssumme, die 

 bei den Abgabepflichtigen 400 000 Deutsche Mark übersteigt, 
sind jedoch auch in diesem Fall bemerkenswerte Auswirkungen 
auf die Preise nicht zu erwarten. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Förderung des Angebots an Ausbildungsplätzen 
in der Berufsausbildung (Ausbildungsplatzförderungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

ERSTES KAPITEL 

Finanzierung der Berufsausbildung 

§1 

Ziel der Berufsausbildungsfinanzierung 

Zur Sicherung eines qualitativ und quantitativ 
ausreichenden Angebots an Ausbildungsplätzen 
können finanzielle Hilfen nach den §§ 2 bis 4 ge-
währt werden. 

§2 

Förderungsmaßnahmen 

(1) Stellt die Bundesregierung auf Grund des Be-
rufsbildungsberichts (§ 5 Abs. 3) fest, daß die bis zum 
30. September des vergangenen Kalenderjahres im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes insgesamt angebo-
tenen Ausbildungsplätze die insgesamt nachgefrag-
ten Ausbildungsplätze um weniger als 12,5 vom 
Hundert übersteigen und daß eine wesentliche Ver-
besserung des Verhältnisses von Angebot und 
Nachfrage für das laufende Kalenderjahr nicht zu 
erwarten ist, so sind nach näherer Maßgabe einer 
Rechtsverordnung der Bundesregierung finanzielle 
Hilfen zu gewähren. In der Rechtsverordnung kann 
die Gewährung folgender Hilfen bestimmt wer-
den: 

1. Zuschüsse an Ausbildende für Berufsausbil-
dungsverhältnisse, die diese zusätzlich zu den 
im Durchschnitt der letzten drei Jahre begrün-
deten Berufsausbildungsverhältnissen begrün-
den, 

2. Zuschüsse an Ausbildende für Berufsausbil-
dungsverhältnisse, die diese im Kalenderjahr 
des Inkrafttretens der Rechtsverordnung neu be-
gründen, soweit nicht ein Zuschuß nach Num-
mer 1 gewährt wird, 

3. besondere Hilfen zur Erhaltung gefährdeter be-
trieblicher Ausbildungsplätze, soweit Maßnah-
men nach den Nummern 1 und 2 nicht ausrei-
chen, ein regional ausreichendes Angebot an 
Ausbildungsplätzen zu sichern, sowie Zuschüsse 
für die Unterhaltung überbetrieblicher Ausbil-
dungsstätten, soweit die für eine Nutzung der 
vorhandenen Ausbildungsplätze erforderlichen 
finanziellen Mittel vom Träger nicht aufge-
bracht werden können. 

(2) In der Rechtsverordnung sind die Höhe und 
die Dauer der finanziellen Hilfen nach Absatz 1 

Nr. 1 bis 3 festzusetzen. Dabei kann bestimmt wer-
den, daß die finanziellen Hilfen auf einzelne Aus-
bildungsberufe, Ausbildungsabschnitte, Ausbil-
dungsjahre und Regionen beschränkt sowie deren 
Höhe und Dauer unterschiedlich festgesetzt wer-
den, soweit dies dem Ziel der Berufsausbildungsfi-
nanzierung (§ 1) dient. Von der Gewährung finan-
zieller Hilfen für Ausbildungsberufe darf nicht des-
halb abgesehen werden, weil durch eine tarifver-
traglich vereinbarte Finanzierung der Berufsausbil-
dung ein ausreichendes Angebot an Ausbildungs-
plätzen gesichert wird. Bei der Bemessung der 
Höhe der finanziellen Hilfen sollen die unterschied-
lichen Kosten der Berufsausbildung berücksichtigt 
werden; dabei sollen auch Aufwendungen aufgrund 
tarifvertraglicher Regelung über eine überbetriebli-
che Finanzierung der Berufsausbildung, die für den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes geschaffen worden 
ist und die alle Arbeitgeber des fachlichen Gel-
tungsbereiches der tarifvertraglichen Regelung er-
faßt, angemessen berücksichtigt werden, wenn die-
se Finanzierung der Sicherung eines qualitativ und 
quantitativ ausreichenden Angebots an Ausbil-
dungsplätzen dient. Vorrangig sind solche Maßnah-
men nach Absatz 1 zu fördern, die besonders geeig-
net erscheinen, ein qualitativ ausgewogenes und 
quantitativ ausreichendes Angebot an Ausbildungs-
plätzen wiederherzustellen. In der Rechtsverord-
nung sind finanzielle Hilfen nach Absatz 1 Nr. 2 nur 
vorzusehen, wenn auch die Gewährung von finan-
ziellen Hilfen nach Absatz 1 Nr. 1 bestimmt ist. 

(3) Die Rechtsverordnung tritt nach Ablauf eines 
Jahres außer Kraft, wenn nicht die Bundesregie-
rung ihre Verlängerung um ein weiteres Jahr be-
schließt. Die Verlängerung kann nur erfolgen, 
wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 weiter 
vorliegen. 

(4) Wird die Durchführung von Förderungsmaß-
nahmen durch eine Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 angeordnet, so kann in der Rechtsverordnung 
eine Bevorschussung der dafür erforderlichen Mit-
tel durch den Bund vorgesehen werden. 

§3 

Berufsausbildungsabgabe 

(1) Zur Finanzierung der auf Grund der Rechts-
verordnung nach § 2 Abs. 1 zu gewährenden finan-
ziellen Hilfen wird eine Berufsausbildungsabgabe 
erhoben. Die Höhe der Berufsausbildungsabgabe ist 
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung so 
festzusetzen, daß durch die Abgabe die für die Ge-
währung der finanziellen Hilfen erforderlichen Mit-
tel bereitgestellt werden. Die Höhe darf 0,25 vom 
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Hundert der Bemessungsgrundlage nicht über-
schreiten. Bemessungsgrundlage ist die Summe der 
von einem Arbeitgeber im Kalenderjahr zu zahlen-
den Entgelte im Sinne des § 160 der Reichsversiche-
rungsordnung, die vermindert wird um 

1. Entgelte, die an Personen gezahlt werden, die 
weder in einem Arbeitsverhältnis oder Berufs-
ausbildungsverhältnis noch in einem Praktikan-
tenverhältnis stehen, 

2. Entgelte, die auf Grund von Berufsausbildungs-
verhältnissen gezahlt werden, die ausdrücklich 
mit dem ausschließlichen Ziel einer späteren 
Verwendung als Beamter in einer dem Vorberei-
tungsdienst für Beamte gleichwertigen Ausbil-
dung zum Erwerb der Laufbahnbefähigung be-
gründet worden sind, 

3. einen Freibetrag von 400 000 Deutsche Mark. 

(2) § 2 Abs. 3 gilt entsprechend. Sind nach Aufhe-
bung der Rechtsverordnung noch Mittel aus der Be-
rufsbildungsabgabe in nicht wesentlichem Umfang 
vorhanden, sind sie als finanzielle Hilfen nach § 2 
Abs. 1 zu verwenden. 

(3) Die Abgabe wird durch die nach Landesrecht 
zuständige Stelle eingezogen, soweit nicht durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 4 etwas anderes be-
stimmt wird. 

(4) Ist tarifvertraglich eine überbetriebliche Fi-
nanzierung der Berufsausbildung im Sinne des § 2 
Abs. 2 Satz 4 geschaffen worden, ist vom zuständi-
gen Bundesminister durch Rechtsverordnung zu be-
stimmen, daß 

1. soweit ein Tarifvertrag besteht, die Abgabe von 
der nach Tarifvertrag zuständigen Stelle einge-
zogen wird oder, 

2. soweit mehrere Tarifverträge für denselben 
fachlichen und persönlichen tarifvertraglichen 
Geltungsbereich bestehen und mehrere Steilen 
tarifvertraglich zuständig sind, die Abgabe von 
einer von ihnen eingezogen wird, 

wenn die Stelle als gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvertragsparteien besteht, für die Erfüllung die-
ser Aufgabe geeignet ist, als zentrale Stelle tätig 
wird und wenn die Tarifvertragsparteien mit der 
Aufgabenzuweisung einverstanden sind. Die Stelle 
unterliegt der Rechtsaufsicht des zuständigen Bun-
desministers, soweit sie Aufgaben nach Satz 1 
durchführt. Erklärt die Stelle dem Bundesinstitut 
für Berufsbildung, daß sie die Berufsausbildungsab-
gabe für die Arbeitgeber des fachlichen Geltungs-
bereiches der tarifvertraglichen Regelung zahlen 
will, geht mit Zugang dieser Erklärung die Schuld 
mit befreiender Wirkung für die Arbeitgeber auf 
die Stelle über. 

(5) Die Abgabepflichten haben den Einzugsstel-
len zu dem durch die Rechtsverordnung nach Ab-
satz 8 bestimmten Zeitpunkt einen Nachweis für die 
Berechnung der Abgabe (Lohnnachweis) einzurei-
chen. 

(6) Die Einzugsstellen können die Geschäftsbü-
cher und sonstigen Unterlagen einsehen, um die 
eingereichten Lohnnachweise prüfen zu können. Ih-
nen sind die Geschäftsbücher und sonstigen Unter-
lagen zur Einsicht vorzulegen. Die Einzugsstellen 
dürfen fremde Geheimnisse, namentlich Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen bei der Über-
prüfung bekanntwerden, nicht offenbaren oder ver-
werten. 

(7) Die Einzugsstellen führen die von ihnen ein-
gezogenen Abgaben an die nach § 4 Abs. 1 be-
stimmte Stelle ab. 

(8) Der zuständige Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen: 

1. die Fälligkeit der Abgabe und von Vorauszah-
lungen, 

2. die Selbsterrechnung der Abgabe durch den Ab-
gabepflichtigen, 

3. Form und Inhalt des Lohnnachweises und den 
Zeitpunkt seiner Einreichung, 

4. eine andere als in Absatz 1 vorgesehene Bemes-
sungsgrundlage, 
a) soweit die Beschäftigten des Abgabepflichti-

gen nicht bei einer gewerblichen Berufsge-
nossenschaft versichert sind oder 

b) soweit die Abgabe durch eine nach Absatz 4 
zuständige Stelle eingezogen wird, 

sofern dies zur Erleichterung der Berechnung 
der Abgabe dient und dadurch die Höhe der Ab-
gabe gegenüber einer Berechnung aufgrund der 
Bemessungsgrundlage nach Absatz 1 nicht ver-
mindert wird. 

(9) Wird die Berufsausbildungsabgabe durch eine 
nach Absatz 4 zuständige Stelle eingezogen, ist der 
Rechtsweg 'zu den Gerichten für Arbeitssachen ge-
geben. § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
gilt entsprechend. In Streitigkeiten in Angelegen-
heiten der Berufsausbildungsabgabe ist die nach 
Absatz 4 zuständige Stelle Partei. 

§4 
Durchführung der Berufsausbildungsfinanzierung 

(1) Die Aufgaben der Berufsausbildungsfinanzie-
rung, insbesondere die Entscheidung über die Ge-
währung finanzieller Hilfen, werden durch das Bun-
desinstitut für Berufsbildung durchgeführt. Die La-
stenausgleichsbank wirkt bei der Durchführung 
durch das Bundesinstitut mit; das Nähere wird 
durch eine Rechtsverordnung des zuständigen Bun-
desministers geregelt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 ist in der Rechts-
verordnung zu bestimmen, daß die nach § 3 Abs. 4 
zuständige Stelle für ihren Bereich über die Gewäh-
rung finanzieller Hilfen entscheidet und daß die in-
soweit voraussichtlich benötigten Mittel aus der 
Abgabe nicht nach § 3 Abs. 7 abgeführt werden, 
wenn die Stelle für diese Aufgabe geeignet ist; die 
Stelle hat bei der Durchführung dieser Aufgaben 
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Weisungen des zuständigen Bund esmini sters zu be 
 achten und jährlich über die Einnahmen nach § 3 

und die Ausgaben nach § 2 abzurechnen. Die Stelle 
kann, soweit von ihr finanzielle Hilfen nach Ab-
satz 1 zu gewähren sind, diese auf die nach der ta-
rifvertraglichen Regelung zu gewährenden Leistun-
gen anrechnen. In den Fällen der Sätze 1 und 2 gilt 
für Streitigkeiten aus der Gewährung finanzieller 
Hilfen nach § 2 Abs. 1 die Vorschrift des § 3 Abs. 9 
entsprechend. 

(3) Die Berufsausbildungsabgabe wird als zweck-
gebundene Vermögensmasse von der nach Absatz 1 
bestimmten Stelle verwaltet. 

(4) Der zuständige Bundesminister bestimmt 
durch Rechtsverordnung das Verfahren der Mittel-
vergabe durch die nach Absatz 1 und 2 bestimmten 
Stellen, insbesondere 

1. das Antragsverfahren einschließlich der Ver-
wendung von Vordrucken und der Verpflich-
tung der Antragsteller, Belege beizufügen und 
durch die zuständigen Stellen bestätigen zu las-
sen, 

2. das Bewilligungsverfahren einschließlich der 
zeitlichen Reihenfolge der Bearbeitung der An-
träge im Hinblick auf die zur Verfügung stehen-
den Mittel, 

3. das Verfahren bei fehlerhaften Auszahlungen. 

ZWEITES KAPITEL 

Planung und Statistik 

§5 

Berufsbildungsplanung 

(1) Durch die Berufsbildungsplanung sind Grund-
lagen für eine abgestimmte und den technischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Anforderun-
gen entsprechende Entwicklung der beruflichen Bil-
dung zu schaffen. 

(2) Die Berufsbildungsplanung hat insbesondere 
dazu beizutragen, daß die Ausbildungsstätten nach 
Art, Zahl, Größe und Standort ein qualitativ und 
quantitativ ausreichendes Angebot an beruflichen 
Bildungsplätzen gewährleisten und daß sie unter 
Berücksichtigung der voraussehbaren Nachfrage 
und des langfristig zu erwartenden Bedarfs an Aus-
bildungsplätzen möglichst günstig genutzt werden. 

(3) Der zuständige Bundesminister hat die regio-
nale und sektorale Entwicklung des Angebots an 
Ausbildungsplätzen und der Nachfrage ständig zu 
beobachten und darüber bis zum 1. März jeden Jah-
res der Bundesregierung einen Bericht (Berufsbil-
dungsbericht) vorzulegen. In dem Bericht ist die 
voraussichtliche Weiterentwicklung des Ausbil-
dungsplatzangebotes der kommenden Jahre darzu-
stellen. Erscheint die Sicherung eines ausgewoge-
nen Angebots als gefährdet, sind in den Bericht 
Vorschläge für die Behebung aufzunehmen. 

(4) Der Beric ht soll angeben 

1. für das vergangene Kalenderjahr 
a) die im Geltungsbereich dieses Gesetzes am 

30. September des vergangenen Jahres in das 
Verzeichnis der Berufsbildungsverhältnisse 
eingetragenen Berufsausbildungsverträge, die 
in den vorangegangenen zwölf Monaten ab-
geschlossen worden sind sowie 

b) die Zahl der am 30. September des vergange-
nen Jahres nicht besetzten der Bundesanstalt 
für Arbeit zur Vermittlung angebotenen Aus-
bildungsplätze und die Zahl der zu diesem 
Zeitpunkt bei der Bundesanstalt für Arbeit 
gemeldeten Ausbildungsplätze suchenden 
Personen; 

2. für das laufende Kalenderjahr 
a) die bis zum 30. September des laufenden Jah-
res zu erwartende Zahl der Ausbildungs-
plätze suchenden Personen, 

b) die bis zum 30. September des laufenden Jah-
res zu erwartende Zahl der angebotenen 
Ausbildungsplätze. 

(5) Die nach Absatz 4 Nr. 1 für den Berufsbil-
dungsbericht benötigten Daten sind dem zuständi-
gen Bundesminister bis zum 31. Januar jeden Jah-
res zur Verfügung zu stellen, und zwar 

1. die Zahl der Berufsausbildungsverhältnisse nach 
Ausbildungsberufen von den zuständigen Stellen, 

2. die Zahl der nicht besetzten Ausbildungsplätze 
nach Ausbildungsberufen von der Bundesanstalt 
für Arbeit und 

3. die Zahl der Ausbildungsplätze suchenden Per-
sonen von der Bundesanstalt für Arbeit. 

(6) Das Statistische Bundesamt hat bis zum 
31. Januar jeden Jahres die zu erwartende Zahl der 
Schulabgänger zur Verfügung zu stellen. 

§6 

Zweck und Durchführung 
der Berufsbildungsstatistik 

(1) Für Zwecke der Planung und Ordnung der 
Berufsbildung wird eine Bundesstatistik nach Maß-
gabe dieses Gesetzes durchgeführt. 

(2) Das Bundesinstitut für Berusfbildung und die 
Bundesanstalt für Arbeit unterstützen das Statisti-
sche Bundesamt bei der technischen und methodi-
schen Vorbereitung der Statistik. 

(3) Das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm 
ist im Einvernehmen mit dem Bundesinstitut für Be-
rufsbildung so zu gestalten, daß die erhobenen Da-
ten für Zwecke der Planung und Ordnung der Be-
rufsbildung im Rahmen der jeweiligen Zuständig-
keiten Verwendung finden können. 

(4) Soweit die für die Erhebungen erforderlichen 
Daten bei der zuständigen Stelle vorliegen, sind sie 
dort zu erheben. 
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§7 
Erhebungsbereiche 

Die Erhebungen erstrecken sich auf 

1. die Ausbildungsstätten, 

2. die Prüfungen in der beruflichen Bildung, 

3. die Aussicht in der beruflichen Bildung. 

§8 

Erhebungen über die Ausbildungsstätten 

(1) Über die Ausbildungsstätten werden folgende 
Tatbestände jährlich, getrennt nach Art der Ausbil-
dungsstätte, erhoben: 

1. Ort, Wirtschaftszweig, Zahl der Beschäftigten, 
Zahl der beschäftigten Fachkräfte, Ausbildungs-
berufe für die Ausbildungsstätten, 

2. Zahl der besetzten Ausbildungsplätze nach Aus-
bildungsberufen, Zahl des Ausbildungspersonals 
nach Ausbildungsberufen, Zahl der vorzeitig ge-
lösten Berufsausbildungsverhältnisse nach Aus-
bildungsberuf, Geschlecht, Ausbildungsjahr und 
Gründen für die Ausbildungsstätten, 

3. Zahl, Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, all-
gemeine Vorbildung, Ausbildungsberuf, Ausbil-
dungsjahr, Ausbildungsdauer, Ausbildungsart, 
Art der amtlich festgestellten Behinderungen, 
berufliche Stellung der Erziehungsberechtigten 
für die Auszubildenden, 

4. Zahl, Alter, Geschlecht, allgemeine und berufli-
che Vorbildung, fachliche und pädagogische 
Eignung, hauptberufliche Ausbildertätigkeit 
nach Ausbildungsberufen für die Ausbilder. 

(2) Erhebungen über Ausgaben oder Kosten der 
Berufsausbildung nach Arten und ihrer Finanzie-
rung können, und zwar in Abständen von drei Jah-
ren, durchgeführt werden. 

§9 
Erhebungen über die Prüfungen 

in der beruflichen Bildung 

Über die Prüfungen in der beruflichen Bildung 
werden folgende Tatbestände jährlich erhoben: 

Zahl, Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, allge-
meine und berufliche Vorbildung, Berufsrichtung, 
Abkürzung und Verlängerung der Bildungsdauer, 
Zulassung zur Prüfung, Wiederholungsprüfung, 
Prüfungserfolg und Abschluß für die Prüfungsteil-
nehmer. 

§ 10 

Erhebungen über die Aufsicht 
in der beruflichen Bildung 

Über die Aufsicht in der beruflichen Bildung 
werden folgende Tatbestände jährlich erhoben: 

1. Untersagung der Ausbildungstätigkeit, 

2. Bußgeldbescheide nach § 99 Berufsbildungsge-
setz und nach § 118 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 der Hand-
werksordnung nach Art der Ordnungswidrigkeit 
und Höhe der Geldbuße, 

3. Zahl, Alter, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, all-
gemeine und berufliche Vorbildung, haupt- und 
nebenberufliche Tätigkeit, fachliche Zuständig-
keit sowie durchgeführte Besuche von Ausbil-
dungsstätten, sonstige Beratungstätigkeit für das 
Aufsichtspersonal. 

§ 11  

Rechtsverordnungsermächtigung 

Der zuständige Bundesminister wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 

1. anzuordnen, daß einzelne der in §§ 8 bis 10 ge-
nannten Tatbestände nicht mehr erhoben wer-
den, wenn die Ergebnisse dieser Erhebungen 
nicht mehr benötigt werden, 

2. anzuordnen, daß einzelne Erhebungen in größe-
ren als den vorgesehenen Zeitabständen durch-
zuführen sind, wenn dies für die Gewinnung zu-
verlässiger Ergebnisse ausreicht, 

3. anzuordnen, daß die Erhebungen ganz oder teil-
weise auf der Grundlage einer repräsentativen 
Auswahl durchgeführt werden können, wenn 
dies für die Gewinnung zuverlässiger Ergebnisse 
ausreicht. 

§ 12 

Auskunftserteilung 

(1) Auskunftspflichtig nach den §§ 10 und 11 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke sind 

1. für die Erhebungen nach § 8 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 
Absatz 2 die Leiter der Einrichtungen oder von 
ihnen beauftragte Personen, 

2. für die Erhebungen nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 die 
Auszubildenden, 

3. für die Erhebungen nach § 8 Abs. 1 Nr. 4 die 
Ausbilder, 

4. für die Erhebungen nach § 9 die Prüfungsteil-
nehmer, 

5. für die Erhebungen nach § 10 die nach Bundes-
oder Landesrecht zuständigen Stellen. 

(2) Soweit für die Erhebungen erforderlichen Da-
ten nach § 6 Abs. 4 bei der zuständigen Stelle zu er-
heben sind, sind die zuständigen Stellen auskunfts-
pflichtig. 

§ 13 

Geheimhaltung 

(1) Einzelangaben über persönliche oder sachli-
che Verhältnisse von natürlichen und juristischen 
Personen sind geheimzuhalten. Sie dürfen nur ohne 
Nennung von Namen und Anschriften natürlicher 
und juristischer Personen in ausreichend anonymi-
sierter Form weitergegeben werden. 
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(2) Einzelangaben über die nach §§ 8 bis 10 er-
faßten Tatsachen dürfen von den Erhebungsstellen 
für deren verwaltungsinterne Zwecke auch mit Na-
men und Anschrift des Auskunftspflichtigen ver-
wendet werden. 

(3) Die Verwendung von Einzelangaben für an-
dere als statistische Zwecke ist nur zulässig, wenn 
dies vorher unter Angabe des beabsichtigten Zwek-
kes bekanntgegeben worden und wenn sicherge-
stellt ist, daß die Einzelangaben nach der vorgese-
henen Verwendung vernichtet werden. Die Einzel-
angaben dürfen nicht zu belastenden Verwaltungs-
akten gegenüber dem Auskunftspflichtigen führen. 

DRITTES KAPITEL 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

§ 14 
Errichtung, Aufgaben 

(1) Zur Durchführung von Aufgaben der Berufs-
bildung wird ein bundesunmittelbares rechtsfähiges 
Bundesinstitut für Berufsbildung errichtet. 

(2) Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat im 
Rahmen der Bildungspolitik der Bundesregierung 
die folgenden Aufgaben: 

1. nach Weisung des zuständigen Bundesministers 

a) an der Vorbereitung von Ausbildungsordnun-
gen und sonstigen Rechtsverordnungen, die 
nach diesem Gesetz, dem Berufsbildungsge-
setz oder dem Zweiten Teil der Handwerks-
ordnung zu erlassen sind, mitzuwirken, 

b) an der Vorbereitung des Berufsbildungsbe-
richts (§ 5) mitzuwirken, 

c) an der Durchführung der Berufsbildungsstati-
stik nach Maßgabe des § 6 mitzuwirken, 

d) die Berufsausbildungsfinanzierung nach Maß-
gabe der §§ 1 bis 4 durchzuführen; 

2. nach allgemeinen Verwaltungsvorschriften des 
zuständigen Bundesministers die Planung, Er-
richtung und Weiterentwicklung überbetriebli-
cher Berufsbildungsstätten zu unterstützen, 

3. die Bundesregierung in grundsätzlichen Fragen 
der beruflichen Bildung zu beraten, 

4. die Berufsbildungsforschung nach dem For-
schungsprogramm durchzuführen, Modellversu-
che zu betreuen und die Bildungstechnologie zu 
fördern; das Forschungsprogramm bedarf der Ge-
nehmigung des zuständigen Bundesministers, 

5. das Verzeichnis der anerkannten Ausbildungs-
berufe zu führen und jährlich zu veröffentli-
chen. 

(3) Der zuständige Bundesminister kann dem 
Bundesinstitut für Berufsbildung durch Rechtsver-
ordnung weitere Aufgaben übertragen, die im Zu-
sammenhang mit den nach Absatz 2 genannten Auf-
gaben stehen; dabei hat er nach Maßgabe der nach 
Absatz 2 vorgenommenen Zuordnung zu bestimmen, 

daß die Aufgaben nach Weisungen, nach allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften oder als eigene An-
gelegenheiten durchzuführen sind. 

§ 15 

Organe 

Die Organe des Bundesinstituts für Berufsbildung 
sind: 

1. der Hauptausschuß, 

2. der Generalsekretär. 

§ 16  

Hauptausschuß 

(1) Der Hauptausschuß beschließt über die Ange-
legenheiten des Bundesinstituts für Berufsbildung, 
soweit sie nicht dem Generalsekretär übertragen 
sind. 

(2) Dem Hauptausschuß gehören je elf Beauftrag-
te der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Län-
der sowie fünf Beauftragte des Bundes an. Die Be-
auftragten des Bundes führen elf Stimmen, die sie 
nur einheitlich abgeben können; in Angelegenhei-
ten des § 14 Abs. 2 Nr. 3 haben sie kein Stimmrecht. 
An den Sitzungen des Hauptausschusses können 
ein Beauftragter der Bundesanstalt für Arbeit und 
ein Beauftragter der auf Bundesebene bestehenden 
kommunalen Spitzenverbände mit beratender Stim

-

me  teilnehmen. 

(3) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf 
Vorschlag der auf Bundesebene bestehenden Zu-
sammenschlüsse der Kammern, Arbeitgeberverbän-
de und Unternehmensverbände, die Beauftragten 
der Arbeitnehmer auf Vorschlag der auf Bundes-
ebene bestehenden Gewerkschaften, die Beauftrag-
ten des Bundes auf Vorschlag der Bundesregierung 
und die Beauftragten der Länder auf Vorschlag des 
Bundesrates vom zuständigen Bundesminister läng-
stens für vier Jahre berufen. 

(4) Der Hauptausschuß wählt aus seiner Mitte ei-
nen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter auf die 
Dauer eines Jahres. Der Vorsitzende wird der Reihe 
nach von den Beauftragten der Arbeitgeber, der Ar-
beitnehmer, der Länder und des Bundes vorgeschla-
gen. 

(5) Die Tätigkeit im Hauptausschuß ist ehrenamt-
lich. Für bare Auslagen und für Verdienstausfälle 
ist, soweit eine Entschädigung nicht von anderer 
Seite gewährt wird, eine angemessene Entschädi-
gung zu zahlen, deren Höhe vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung mit Genehmigung des zuständigen 
Bundesministers festgesetzt wird. Die Genehmigung 
ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen. 

(6) Die Mitglieder können nach Anhören der an 
ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund ab-
berufen werden. 
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(7) Der Hauptausschuß kann unbeschadet der 
Vorschriften des Absatzes 8 und des § 17 nach nä-
herer Regelung der Satzung Unterausschüsse ein-
setzen, denen auch andere als Mitglieder des 
Hauptausschusses angehören können. Den Unter-
ausschüssen sollen Beauftragte der Arbeitgeber, 
der Arbeitnehmer, der Länder und des Bundes an-
gehören. Die Absätze 3 bis 6 gelten für die Unter-
ausschüsse entsprechend. 

(8) Der Hauptausschuß hat einen Unterausschuß 
einzusetzen, dem acht seiner Mitglieder angehören, 
und zwar je zwei Beauftragte der Arbeitgeber, der 
Arbeitnehmer, der Länder und des Bundes. Der Un-
terausschuß nimmt zwischen den Sitzungen des 
Hauptausschusses nach näherer Regelung der Sat-
zung dessen Aufgaben wahr. 

§ 17 

Länderausschuß 

(1) Als ständiger Unterausschuß des Hauptaus-
schusses wird ein Länderausschuß errichtet; er hat 
insbesondere die Aufgabe, auf eine Abstimmung 
zwischen den Ausbildungsordnungen und den schu-
lischen Rahmenlehrplänen der Länder hinzuwirken, 
soweit sie dem Bundesinstitut obliegt. 

(2) Dem Länderausschuß gehören je ein Beauf-
tragter jedes Landes sowie je drei Beauftragte des 
Bundes, der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an. 
An den Sitzungen des Länderausschusses kann ein 
Beauftragter der Bundesanstalt für Arbeit mit bera-
tender Stimme teilnehmen. 

(3) Die vom Bundesinstitut vorbereiteten Entwür-
fe der Ausbildungsordnungen werden dem Länder-
ausschuß vorgelegt, der dazu innerhalb angemesse-
ner, vom Hauptausschuß festzusetzender Frist Stel-
lung nehmen kann. Stellungnahmen des Länderaus-
schusses werden mit einfacher Mehrheit beschlos-
sen, die jedoch die Stimmen von mindestens acht 
Länderbeauftragten umfassen muß. 

(4) Auf Grund der Stellungnahme des Länderaus-
schusses werden die Entwürfe vom Hauptausschuß 
überprüft. Bei der Vorlage an den zuständigen Bun-
desminister ist kenntlich zu machen, ob und inwie-
weit die Stellungnahmen des Länderausschusses be-
rücksichtigt worden sind. Minderheitsvoten, die 
von mindestens drei Länderbeauftragten im Haupt-
ausschuß abgegeben werden, sind bei der Vorlage 
der Entwürfe beizufügen. 

(5) Der Länderausschuß unterliegt nicht dem 
Weisungsrecht des zuständigen Bundesministers 
gemäß § 14 Abs. 2 Nr. 1. 

(6) Die weitere Abstimmung zwischen Bund und 
Ländern im Bereich der beruflichen Bildung soll 
durch Verwaltungsvereinbarung geregelt werden.  

§ 18 

Generalsekretär 

(1) Der Generalsekretär vertritt das Bundesinsti-
tut für Berufsbildung gerichtlich und außergericht-
lich. Er verwaltet das Bundesinstitut und führt des-
sen Aufgaben durch. Soweit er nicht Weisungen 
und allgemeine Verwaltungsvorschriften des zu-
ständigen Bundesministers zu beachten hat (§ 14 
Abs. 2 Nr. 1 und 2), führt er die Aufgaben nach 
Richtlinien des Hauptausschusses durch. 

(2) Der Generalsekretär wird auf Vorschlag der 
Bundesregierung unter Berufung in das Beamten-
verhältnis vom Bundespräsidenten ernannt. 

§ 19 

Fachausschüsse 

(1) Zur fachlichen Beratung bei der Durchfüh-
rung einzelner Aufgaben kann der Generalsekre-
tär nach näherer Regelung der Satzung Fachaus-
schüsse einsetzen. 

(2) Den Fachausschüssen sollen in Fragen der 
beruflichen Bildung sachkundige Personen, insbe-
sondere auch Lehrer, angehören. 

(3) Entsprechend der Aufgabenstellung des je-
weiligen Fachausschusses sollen ihm auch Ausbil-
der und Auszubildende angehören. 

(4) Die Lehrer werden auf Vorschlag der auf 
Bundesebene bestehenden Lehrerverbände, die üb-
rigen Sachverständigen auf Vorschlag der Beauf-
tragten der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der 
Länder und des Bundes im Hauptausschuß berufen. 

(5) § 16 Abs. 5 gilt entsprechend. 

§ 20 

Ausschuß für Fragen Behinderter 

(1) Zur Beratung des Bundesinstituts für Berufs-
bildung bei seinen Aufgaben auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung Behinderter wird ein ständiger 
Ausschuß errichtet. Der Ausschuß hat darauf hinzu-
wirken, daß die besonderen Belange der Behinder-
ten in der beruflichen Bildung berücksichtigt wer-
den und die berufliche Bildung Behinderter mit den 
übrigen Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation 
koordiniert wird. 

(2) Der Ausschuß besteht aus 16 Mitgliedern, die 
vom Generalsekretär längstens für vier Jahre beru-
fen werden. Eine Wiederberufung ist zulässig. Elf 
Mitglieder des Ausschusses werden auf Vorschlag 
des Beirates für die Rehabilitation der Behinderten 
nach § 32 des Schwerbehindertengesetzes aus des-
sen Mitte berufen, und zwar 

ein Vertreter der Arbeitnehmer, 

ein Vertreter der Arbeitgeber, 

drei Vertreter der Organisationen der Behin-
derten, 
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ein Vertreter der Bundesanstalt für Arbeit, 

ein Vertreter der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, 

ein Vertreter der gesetzlichen Unfallversiche-
rung, 

ein Vertreter der freien Wohlfahrtspflege, 

zwei Vertreter der Einrichtung der beruflichen 
Rehabilitation. 

Außerdem gehören dem Ausschuß fünf weitere für 
die berufliche Bildung Behinderter sachkundige 
Personen an, die in Bildungsstätten für Behinderte 
tätig sind. 

(3) Der Ausschuß kann Behinderte, die beruflich 
ausgebildet oder weitergebildet werden, zu den Be-
ratungen hinzuziehen. 

(4) § 16 Abs. 5 gilt entsprechend. 

§21 

Finanzierung des Bundesinstituts Berufsbildung 

Die Ausgaben für die Errichtung und Verwaltung 
des Bundesinstituts für Berufsbildung werden durch 
Zuwendungen des Bundes gedeckt. Die Höhe der 
Zuwendungen des Bundes regelt das Haushaltsge-
setz. 

§ 22 

Haushalt 

(1) Auf die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung, die Zahlungen, die Buchführung und die 
Rechnungslegung sind die für den Bund jeweils 
geltenden Bestimmungen entsprechend anzuwenden. 

(2) Der Haushaltsplan wird vom Generalsekretär 
aufgestellt. Der Hauptausschuß stellt den Haus-
haltsplan fest. 

(3) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung 
des zuständigen Bundesministers. Die Genehmigung 
erstreckt sich auch auf die Zweckmäßigkeit der 
Ansätze. 

(4) Der Haushaltsplan soll rechtzeitig vor Einrei-
chung der Voranschläge zum Bundeshaushalt, spä-
testens bis zum 15. Oktober des vorhergehenden 
Jahres, dem zuständigen Bundesminister vorgelegt 
werden. 

(5)Über- und außerplanmäßige Ausgaben kön-
nen vom Hauptausschuß auf Vorschlag des Gene-
ralsekretärs bewilligt werden. Die Bewilligung be-
darf der Einwilligung des zuständigen Bundesmini-
sters und des Bundesministers der Finanzen. Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Maßnahmen, 
durch die für das Bundesinstitut für Berufsbildung 
Verpflichtungen entstehen können, für die Ausga-
ben im Haushaltsplan nicht veranschlagt sind. 

(6) Nach Ende des Haushaltsjahres wird die 
Rechnung vom Generalsekretär aufgestellt. Die 

Rechnung ist nach § 109 Abs. 2 der Bundeshaus-
haltsordnung von dem zuständigen Bundesminister 
zu prüfen. 

§ 23 

Satzung 

(1) Durch die Satzung des Bundesinstituts für Be-
rufsbildung sind 

1. die Art und Weise der Aufgabenerfüllung (§ 14 
Abs. 2 und 3) sowie 

2. die Organisation 

näher zu regeln. 

(2) Der Hauptausschuß beschließt mit einer 
Mehrheit von vier Fünfteln der Stimmen seiner 
Mitglieder die Satzung. Sie bedarf der Genehmi-
gung des zuständigen Bundesministers und ist im 
Bundesanzeiger bekanntzugeben. 

(3) Absatz 2 gilt für Satzungsänderungen entspre-
chend. 

§ 24 

Personal 

(1) Die Aufgaben des Bundesinstituts für Berufs-
bildung werden von Beamten und von Dienstkräf-
ten, die als Angestellte oder Arbeiter beschäftigt 
sind, wahrgenommen. Es ist Dienstherr im Sinne 
von § 121 Nr. 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes. 
Die Beamten sind mittelbare Bundesbeamte. 

(2) Der zuständige Bundesminister ernennt und 
entläßt die Beamten des Bundesinstituts, soweit das 
Recht zur Ernennung und Entlassung der Beamten, 
deren Amt in der Bundesbesoldungsordnung B auf-
geführt ist, nicht vom Bundespräsidenten ausgeübt 
wird. Der zuständige Bundesminister kann seine Be-
fugnisse auf den Generalsekretär übertragen. 

(3) Oberste Dienstbehörde für die Beamten des 
Bundesinstituts ist der zuständige Bundesminister. 
Er kann seine Befugnisse auf den Generalsekretär 
übertragen. § 187 Abs. 1 des Bundesbeamtengeset-
zes und § 129 Abs. 1 der Bundesdisziplinarordnung 
bleiben unberührt. 

(4) Auf die Angestellten und Arbeiter des Bun-
desinstituts sind die für Arbeitnehmer des Bundes 
geltenden Tarifverträge und sonstigen Bestimmun-
gen anzuwenden. Ausnahmen bedürfen der vorheri-
gen Zustimmung des zuständigen Bundesministers; 
die Zustimmung ergeht im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern und dem Bundesminister 
der Finanzen. Arbeitsverträge mit Angestellten, die 
eine Vergütung nach der Vergütungsgruppe II a der 
Vergütungsordnung zum Bundes-Angestelltentarif 
oder eine höhere Vergütung erhalten sollen, bedür-
fen der Zustimmung des zuständigen Bundesmini-
sters. 
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§ 25 

Aufsicht über das Bundesinstitut für Berufsbildung 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung unterliegt, 
soweit in diesem Gesetz nicht weitergehende Auf-
sichtsbefugnisse vorgesehen sind, der Rechtsauf-
sicht des zuständigen Bundesministers. 

§ 26 

Auskunftspflicht 

(1) Natürliche und juristische Personen sowie 
Behörden, die mit Aufgaben der Berufsbildung be-
faßt sind, haben den Beauftragten des Bundesinsti-
tuts für Berufsbildung auf Verlangen die zur Durch-
führung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen, die dafür notwendigen Unterlagen vor-
zulegen und während der üblichen Betriebs- und 
Geschäftszeit Besichtigungen der Betriebsräume, 
der Betriebseinrichtungen und der Aus- und Wei-
terbildungsplätze zu gestatten. 

(2) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft 
über solche Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung ihn selbst oder einen der in § 52 Abs. 1 der 
Strafprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten aussetzen würde. 

(3) Die Auskunft ist wahrheitsgemäß, vollständig, 
fristgemäß und, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
unentgeltlich zu geben. 

(4) Einzelangaben über persönliche oder sachli-
che Verhältnisse, die dem Bundesinstitut auf Grund 
des Absatzes 1 bekannt werden, sind, soweit durch 
Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, ge-
heimzuhalten. Die §§ 175, 179, 188 Abs. 1 und § 189 
der Reichsabgabenordnung über Beistands- und An-
zeigepflichten gegenüber den Finanzämtern gelten 
insoweit nicht. Veröffentlichungen von Ergebnissen 
auf Grund von Erhebungen und Untersuchungen 
dürfen keine Einzelangaben enthalten. 

(5) Im Bereich des öffentlichen Dienstes bedürfen 
Besichtigungen der Betriebsräume, der Betriebsein-
richtungen und der Ausbildungsplätze, soweit Be-
lange der öffentlichen Sicherheit berührt werden, 
der Zustimmung der nach Bundes- oder Landesrecht 
zuständigen Stelle. 

VIERTES KAPITEL 

Bußgeldvorschriften 

§ 27 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 3 Abs. 5 Lohnnachweise nicht oder 
nicht rechtzeitig einreicht oder in diesen Nach-
weisen unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht, 

2. entgegen § 3 Abs. 6 Geschäftsbücher oder son-
stige Unterlagen nicht vorlegt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu zweitausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

FÜNFTES KAPITEL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 28 

Änderung des Berufsbildungsgesetzes 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten § 30, 
§§ 50 bis 53, § 60 Abs. 1 bis 3 und 5 sowie §§ 61 bis 
72 des Berufsbildungsgesetzes außer Kraft; § 50 
Abs. 4, 5 und 7 und § 52 bleiben jedoch in Kraft, so-
weit in § 54 auf diese Vorschriften verwiesen wird. 
§ 60 Abs. 4 gilt mit der Maßgabe, daß die Aufgaben 
vom Bundesinstitut für Berufsbildung wahrgenom-
men werden. 

§ 29 

Änderung des Gesetzes 
über die Lastenausgleichsbank 

In § 7 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Lasten-
ausgleichsbank werden nach den Worten „des Bun-
desministeriums für Arbeit" die Worte „des Bun-
desministeriums für Bildung Wissenschaft" einge-
fügt. 

§ 30 

Inkrafttreten der Abgabenordnung 

Mit Inkrafttreten der Abgabenordnung (AO 1977) 
am 1. Januar 1977 erhält § 26 Abs. 4 Satz 2 folgende 
Fassung: 

„Die §§ 93, 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbin-
dung mit § 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abga-
benordnung gelten insoweit nicht." 

§ 31 

Übergangsregelung für den Berufsbildungsbericht 

Im ersten Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes 
kann der von dem zuständigen Bundesminister der 
Bundesregierung vorzulegende Berufsbildungsbe-
richt auch zu einem anderen Zeitpunkt, als in § 5 
vorgesehen ist, vorgelegt werden. 

§ 32 

Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 

Die Forschungsaufgaben des Bundesinstituts für 
Berufsbildung werden nach näherer Bestimmung 
der Satzung unter der Bezeichnung Bundesinstitut 
für Berufsbildungsforschung durchgeführt. Die 
Rechte und Pflichten und das Vermögen des Bun-
desinstituts für Berufsbildungsforschung gehen auf 
das Bundesinstitut für Berufsbildung über. 
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§ 33 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 34 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1976 in Kraft. 

Bonn, den 20. Mai 1976 

Wehner und Fraktion 

Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

Der Gesetzentwurf übernimmt aus dem vom Bun-
destag am 9. April 1976 verabschiedeten und vom 
Bundesrat am 14. Mai 1976 abgelehnten Berufsbil-
dungsgesetz diejenigen Regelungen, die zur Siche-
rung eines ausreichenden Angebots an qualifizier-
ten Ausbildungsplätzen erforderlich sind. 

Es handelt sich um die Vorschriften über die Finan-
zierung der Berufsausbildung, Planung und Statistik 
und das Bundesinstitut für Berufsbildung. Änderun-
gen wurden nur vorgenommen, soweit dies notwen-
dig war, um die Zustimmungsbedürftigkeit zu ver-
meiden. Auf Verfahrens- und Zuständigkeitsrege-
lungen für die Landesverwaltung wurde verzichtet. 
Daraus folgt, daß der Einzug der Berufsausbildungs-
abgabe den nach Landesrecht zuständigen Stellen 

überlassen werden muß. Die Länder müssen auch in 
eigener Verantwortung die notwendigen Verf ah-
rensregelungen erlassen. In dem gleichzeitig einge-
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Regelung steu-
errechtlicher und anderer Fragen der Ausbildungs-
platzförderung wird jedoch die Möglichkeit einer 
Einschaltung der Berufsgenossenschaften eröffnet. 

Die notwendigen Steuerbefreiungen für das aus der 
Berufsausbildungsabgabe entstehende Zweckvermö-
gen und für die auf Grund von § 2 des Ausbildungs-
platzförderungsgesetzes zu gewährenden finanziel-
len Hilfen sollen ebenfalls in dem Gesetz zur Rege-
lung steuerrechtlicher und anderer Fragen der Aus-
bildungsplatzförderung getroffen werden. 

 


